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A N H A N G 

 
zum Rahmenkollektivvertrag der Nahrungs- und Genussmittelindustrie in der Fassung 

vom 1. Jänner 2008 für die 
 

OBST- UND GEMÜSEVEREDELUNGSINDUSTRIE, 
TIEFKÜHLINDUSTRIE 

 
 
Zu § 6 Pausen: 
 
Der § 6 RKV wird um einen Absatz (7) Umziehzeiten ergänzt: 
 

(7) Umziehzeiten:  
 
Diese Regelung gilt nur für jenen Arbeiternehmer/innen, die verpflichtet sind die 
Arbeitskleidung im Betrieb an- und abzulegen (HACCP und IFS Standards): 
 

1. Pro Schicht/Arbeitstag sind bezahlte „Umziehzeiten“ im Gesamtausmaß von 8 
Minuten zu gewähren. 
 

2. Können Umziehzeiten nicht in der Normalarbeitszeit untergebracht werden gilt: 
 
a) Als Ersatz/Abgeltung für die Umziehzeiten sind pro Schicht/Arbeitstag 

bezahlte Kurzpausen im Gesamtausmaß von 8 Minuten zu gewähren. 
 

b) Bereits bestehende freiwillig gewährte betriebliche Pausen können auf 
diese Kurzpausen angerechnet werden. 

  
c) Können Umziehzeiten nicht oder nur teilweise über solche Kurzpausen 

abgegolten/ausgeglichen werden sind sie bzw. der verbleibende Teil auf ein 
Zeitkonto zu buchen.  

 
Die auf diesem Zeitkonto gebuchten Zeiten sind innerhalb eines 
zwölfmonatigen Durchrechnungszeitraumes, im Einvernehmen zwischen 
ArbeitgeberIn und ArbeitnehmerIn, durch Zeitausgleich 1:1 auszugleichen. 
 
Ist ein Zeitausgleich nicht oder nur teilweise möglich, sind die Stunden auf 
diesem Zeitkonto spätestens am Ende eines zwölfmonatigen 
Durchrechnungszeitraumes durch Bezahlung 1:1 auszugleichen.  
Hierbei gilt: Die zur Auszahlung kommenden Stunden sind mit dem 
Überstundenteiler (154) aufzuwerten. Es steht aber kein zusätzlicher 
Zuschlag zu. 

                                                      
 Abgeschlossen im Rahmen der Lohnverhandlungen 2018 / Inkrafttreten mit 1. Februar 2019. 
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Beispielsrechnung:  
Monatsgrundlohn / Überstundenteiler (154) x auszuzahlende Stunden 
€ 1.670,- / 154 x 30 Stunden = € 325,32 
 
Ausschließlich im Einvernehmen zwischen ArbeitgeberIn und 
ArbeitnehmerIn können am Ende des Durchrechnungszeitraumes diese 
nicht ausgeglichenen Stunden (zum Verbrauch in Zeitausgleich oder einer 
späteren Auszahlung) auf ein eigenes Zeitkonto übertragen werden.  
Davor sind diese aber mit dem Überstundenteiler (154) aufzuwerten und mit 
einem 25%igen Mehrarbeitszuschlag zu versehen. 
Beispielsrechnung:  
Monatsgrundlohn / Überstundenteiler (154) + 25 % x zu übertragende 
Stunden 
[(€ 1.670,- / 154) + 25 %)] x 30 Stunden = € 406,66 
Bei Verbrauch oder Auszahlung (wann auch immer diese/r erfolgt) ist keine 
weitere Aufwertung durch Überstundenteiler oder einen Zuschlag 
vorzunehmen. 
 
Der zwölfmonatige Durchrechnungszeitraum kann ausschließlich durch 
Betriebsvereinbarung festgelegt werden. Passiert dies nicht, beginnt der 
Durchrechnungszeitraum mit 1.Jänner eines jeden Jahres und endet mit  
31. Dezember eines jeden Jahres. In diesem Fall beginnt der erste 
Durchrechnungszeitraum mit 1. März 2019 und endet mit 31. Dezember 
2019. 
 

d) Umkleidezeiten im Sinne des Punktes 2.c) sind als Mehrarbeitsstunden und 
damit als ergänzende Abänderung zum AZV-KV und zum AZG zu 
verstehen. 
 

3. Details zu den Punkten 1. und 2. können in einer Betriebsvereinbarung geregelt 

werden. 
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Zu § 10 Entgelt für Überstundenarbeit, Sonn- und Feiertagsarbeit und 
Nachtarbeit: 
 
In Änderung des Abs. 2 zu c) haben PortierInnen und WächterInnen keinen Anspruch 
auf den Nachtschichtzuschlag. 
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Zu § 11 Lohnzahlung *: 
 
(12) Lohnzahlung im Todesfall 
 

1. Wird das Arbeitsverhältnis durch den Tod des/der Arbeitnehmer/in gelöst und 
hat das Arbeitsverhältnis länger als ein Jahr gedauert, so ist der Lohn für den 
Sterbemonat und den folgenden Monat weiterzuzahlen. Hat das 
Arbeitsverhältnis im Zeitpunkt des Todes länger als 5 Jahre gedauert, so ist der 
Lohn für den Sterbemonat und die beiden folgenden Monate weiterzuzahlen. 
Hatte der/die Arbeitnehmer/in im Zeitpunkt des Todes keinen oder nur einen 
verringerten Entgeltanspruch, so ist hinsichtlich des Sterbemonats der Lohn in 
voller Höhe nur für den ab dem Todesfall laufenden restlichen Monatsteil zu 
leisten. 

 
2. Für die Dauer einer Lohnfortzahlung im Sinne des Abs.1 sind auch die aliquoten 

Teile des gebührenden 13. und 14. Monatslohnes zu leisten. 
 

3. Anspruchsberechtigt sind die gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung der/die 
Erblasser/in gesetzlich verpflichtet war. 

 
4. Besteht neben dem Anspruch auf Weiterzahlung des Lohnes nach den Ziffern 1 

bis 3 dieses Absatzes auch ein gesetzlicher Anspruch auf eine Auszahlung im 
Sterbefall bzw. ein Anspruch nach § 21 Abs. 7 und 8 (siehe dazu neue 
Anhangsregelung im § 21 RKV), so kann nur einer der Ansprüche geltend 
gemacht werden**.  

 
**Anmerkung zum Anhang zu § 11 Abs. 12 Ziff. 4 

 
Im Falle des Todes des/der Arbeitnehmer/in können die anspruchsberechtigten Erben 
zwischen der in Ziff. 1 bis 3 vorgesehenen Weiterzahlung des Lohnes und der nach § 
23 Abs. 6 des Angestelltengesetzes bzw. § 21 Abs. 7 und 8 des Anhanges bestimmten 
Abfertigung wählen.  
 
Nach dem Angestelltengesetz stehen den gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung der 
Erblasser gesetzlich verpflichtet war, folgende Ansprüche zu: 
 
Nach einer ununterbrochenen Dienstzeit von 
  3 Dienstjahren  ......................................................... 1 Monatsentgelt, 
  5 Dienstjahren  ......................................................... 1 ½  Monatsentgelte, 
10 Dienstjahren  ......................................................... 2 Monatsentgelte, 
15 Dienstjahren  ......................................................... 3 Monatsentgelte, 
20 Dienstjahren  ......................................................... 4 ½ Monatsentgelte, 
25 Dienstjahren  ......................................................... 6 Monatsentgelte. 
 
 
* Der Anhang zu §11 wurde im Rahmen der Lohnverhandlungen 2014 eingefügt. 
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 Zu § 17 Krankengeldzuschuss: 

 
 
B) Arbeitsunfall 
 
Über die Anspruchsdauer gem. EFZG, BGBl. Nr. 399/74 idgF hinaus, gebührt bis zu 
einer ununterbrochenen Betriebszugehörigkeit von 15 Jahren ein 
Krankengeldzuschuss für die 9. bis 12. Krankheitswoche, ab dem 16. Jahr für die 11. 
und 12. Krankheitswoche. 
 
Es wird ein Krankengeldzuschuss im Ausmaß des Differenzbetrages zwischen dem 
Krankengeld und 90 % des Nettolohnes gewährt. 
In keinem Fall dürfen jedoch Lohn, Krankengeld und Krankengeldzuschuss einen 
vollen Monatsnettolohn  im Kalendermonat überschreiten. 
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Zu § 21 ABFERTIGUNG ALT*: 

 
An Stelle der Absätze 7 und 8 des § 21 RKV gilt: 
 
(7) Sind unter den gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung der/die Erblasser/in 
gesetzlich verpflichtet war, Minderjährige, die zum Zeitpunkt des Todes des/der 
Arbeitnehmer/in das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, so erhöht sich der 
Anspruch gemäß § 23 Abs. 6 des Angestelltengesetzes auf die volle Abfertigung. Dies 
gilt auch, wenn derartige gesetzliche Erben das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
jedoch in einem Ausbildungsverhältnis stehen und gemäß § 2 lit. b 
Familienlastenausgleichsgesetz Anspruch auf Familienbeihilfe besteht. Der letzte Satz 
ist auch anzuwenden, wenn das Ausbildungsverhältnis wegen einer Ferialpraxis 
unterbrochen wird und in diesem Zeitraum keine Familienbeihilfe gewährt wird. 
Die Abfertigung gebührt in diesen Fällen den gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung 
der/die Erblasser/in im Zeitpunkt des Todes verpflichtet war, und der Witwe oder dem 
Witwer gemeinsam und wird unter diesen nach Köpfen zu gleichen Teilen aufgeteilt. 
Keinesfalls gebührt im Todesfall insgesamt mehr als die volle Abfertigung. 
 
(8) Ist ein/e Ehegatte/in, eingetragene/r Partner/in (iSd EPG), jedoch kein 
minderjährige/r Angehörige/r im Sinne des Abs. 5 zum Zeitpunkt des Todes des/der 
Arbeitnehmer/in vorhanden, erhöht sich der Anspruch auf die halbe Abfertigung 
gemäß § 23 Abs. 6 des Angestelltengesetzes auf 70 Prozent der vollen Abfertigung. 
Dieser Anspruch besteht, gleichgültig, ob der/die überlebende Ehegatte/in (Partner/in) 
zum Zeitpunkt des Todes des/der Arbeitnehmer/in (eingetragene Partnerschaft) 
unterhaltsberechtigt war oder nicht. Voraussetzung ist jedoch, dass die Ehe zum 
Zeitpunkt des Ablebens des/der Arbeitnehmer/in 3 Jahre gedauert hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
* Der Anhang zu §21 wurde im Rahmen der Lohnverhandlungen 2014 eingefügt. 


